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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1966 

II/l — 68070 — 5486/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetz.es zu den Gründungs vertragen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Durchführung einer Lohn- 
erhebung in der Industrie — Jahr 1966 — . 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 10. Mai 1966 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnungsentwurf des Rats 
zur Durchführung einer Lohnerhebung in der Industrie 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

Gestützt auf der Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 3, 
117, 118, 120 und 122 obliegenden Aufgaben über 
die Lohnverhältnisse und die Lohnentwicklung in 
den sechs Ländern der Gemeinschaft, und zwar so- 
wohl über die Arbeitskosten als auch über die Ein- 
kommen der Arbeitnehmer, unterrichtet sein. 

Die in den sechs Ländern verfügbaren statisti- 
schen Werte stellen keine brauchbare Vergleichs- 
basis dar; infolgedessen müssen Erhebungen an- 
hand einheitlicher Begriffsbestimmungen und auch 
einer einheitlichen Methode durchgeführt werden. 

Das beste Mittel, über die Höhe, die Zusammen- 
setzung sowie die Entwicklung sowohl der Arbeits- 
kosten als auch der Einkommen der Arbeitnehmer 
in der Industrie unterrichtet zu sein, besteht darin, 
besondere Erhebungen durchzuführen, wie es seit 
dem Jahre 1959 in Ausführung der Verordnungen 
Nr. 10^), 14 2), 28^), und 151 4) des Rats auf der 
Grundlage des statistischen Materials der Jahre 
1959 bis 1964 geschehen ist. 

Da die Aufwendungen der Unternehmen an Löh- 
nen und Lohnnebenkosten beträchtlichen Verände- 
rungen unterworfen sind, erscheint es schwierig, die 
mit den bisher durchgeführten Erhebungen gewon- 
nenen Ergebnisse fortzuschreiben. 

Die Begrenzung des Anwendungsbereichs der Er- 
hebungen auf bestimmte, in jedem Jahr andere In- 
dustriezweige läßt es nicht zu, sich einen vollständi- 
gen Überblick über die Arbeitskosten, und Realein- 
kommen in der gesamten Industrie zu verschaffen; 
es würde daher vorteilhafter sein, nicht in jedem 
Jahr eine Teilerhebung durchzuführen, sondern in 
längeren Zeitabständen sämtliche Industriezweige 
durch eine einzige Erhebung unter Verwendung 
eines Stichprobenverfahrens zu erfassen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1199/60 
‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 55 
vom 16. August 1961, S. 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 
vom 28. Mai 1961, S. 1277/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, S. 2841/62 


Es erscheint zweckmäßig, eine derartige Erhebung 
auf der Grundlage der Rechnungsunterlagen des 
Jahres 1966 zu unternehmen, da sie in diesem Falle 
für die Ergebnisse der mit der Verordnung Nr. 188/ 
64/EWG®) vom Rat für den Monat Oktober 1966 
angeordneten Erhebung über Struktur und Vertei- 
lung der Löhne ergänzende Angaben liefern 
könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Rahmen ihrer regelmäßigen Erhebungen über 
die Arbeitskosten und die Einkommen der Arbeiter 
führt die Kommission im Jahre 1967 auf der Grund- 
lage des statistischen Materials des Jahres 1966 eine 
Erhebung über die Arbeitskosten (Arbeiter und An- 
gestellte) und die Einkommen der Arbeiter in der 
Industrie durch. 

Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Zweige der 
Industrie. Die statistische Einheit bildet der Betrieb, 
unabhängig von seiner Rechtsform, sofern er minde- 
stens 50 Arbeitnehmer in Belgien, der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Frankreich, Italien und den Nie- 
derlanden und mindestens 20 Arbeitnehmer in Lu- 
xemburg beschäftigt. 

Die Erhebung wird auf der Grundlage eines Stich- 
probenverfahrens durchgeführt. 


Artikel 3 

Die Arbeitgeber der Betriebe, die in die Stich- 
probe gelangen, sind gemäß den nachstehenden Be- 
stimmungen verpflichtet, auf der Grundlage des 
Zahlenmaterials der Buchhaltung für das volle Jahr 
1966 die für die Ermittlung der Arbeitskosten (Ar- 
beiter und Angestellte) und des Einkommens der 
Arbeiter erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


Artikel 4 

Mit der Erhebung sind zu erfassen: 

1. Die Lohnkosten, vor allem die Prämien und Gra- 
tifikationen, sowie alle Lohnnebenkosten, und 
zwar insbesondere die Beiträge der Arbeitgeber 
zur Sozialen Sicherheit und zu Zusatzsystemen, 
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die sonstigen sozialen Leistungen einschließlich 
der freiwillig gewährten Sozialleistungen sowie 
die Aufwendungen im Zusammenhang mit der 
Berufsausbildung von Arbeitnehmern; 

2. die Zahl der in den Unternehmen oder Betrieben 
im Jahresdurchschnitt beschäftigten Arbeitneh- 
mer; 

3. die geleistete Arbeitszeit der Arbeitnehmer. 

Artikel 5 

Die Auskünfte werden durch Fragebogen einge- 
holt, die die Kommission unter Mitwirkung der Sta- 
tistischen Ämter der Mitgliedstaaten aufstellt. 

Die Kommission bestimmt unter Mitwirkung der 
Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten die techni- 
schen Einzelheiten der Erhebung, insbesondere den 
Stichprobenplan. Sie setzt ferner in der gleichen 
Weise den Beginn und den Abschluß der Erhebung 
sowie die Fristen für die Beantwortung der Frage- 
bogen fest. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu beant- 
worten. 

Artikel 6 

Die Kommission ersucht die Statistischen Ämter 
der Mitgliedstaaten, die Auskünfte einzuholen und 
aufzubereiten. Die nach Industriezweigen, Gebieten 
sowie Größenklassen der Betriebe geordneten Er- 


gebnisse der Erhebung werden der Kommission, un- 
ter Ausschluß aller Einzelauskünfte, übermittelt. 


Artikel 7 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwendet 
werden. Ihre Verwendung für steuerliche Zwecke 
und ihre Weitergabe an Dritte ist untersagt. 

Für die Verfolgung von Zuwiderhandlungen ge- 
gen Absatz 1, insbesondere die Verletzung von Ge- 
schäfts- und Betriebsgeheimnissen, gelten die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche Erhebungen. 


Artikel 8 

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Durchführung der Erhebung die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche Erhebungen. 


Artikel 9 

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten gehen zu Lasten der in den 
Haushaltsplänen der Europäischen Gemeinschaften 
für diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen in Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Kommission kann bestimmte Aufgaben aus dem 
Vertrag, insbesondere aus dessen Artikeln 2, 3, 117, 
118, 120 und 122 nur dann erfüllen, wenn sie über 
verbindliche und zwischen den Ländern vergleich- 
bare Angaben über die Arbeitskosten und die Ein- 
kommen der Arbeitnehmer in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft verfügt. 

Daher hat die Kommission bereits zwei Serien von 
je drei Jahreserhebungen über die Lohnkosten der 
Unternehmen sowie über die Arbeitereinkommen 
durchgeführt; diese haben sich gemäß den Verord- 
nungen Nr. 10, 14, 28 und 151 (1) des Rates auf die 
Rechnungsergebnisse der Jahre 1959 bis 1964 von 
Unternehmen in 14,8 bzw. 13 Industriezweigen er- 
streckt. Sie sind vom Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Zusammenarbeit mit den 
Statistischen Ämtern und den Arbeitsministerien 
der Mitgliedstaaten durchgeführt worden. Die Ergeb- 
nisse der ersten fünf Erhebungen sind in der Reihe 
„Sozialstatistik'' des Statistischen Amtes der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlicht worden (2); 
die vorläufigen Zahlen der sechsten Lohnerhebung 
mit den Rechnungsergebnissen des Jahres 1964 sind 
bereits von der zuständigen Arbeitsgruppe ange- 
nommen worden und werden in Kürze veröffentlicht. 
Die Ergebnisse der bisher durchgeführten Lohn- 
erhebungen haben repräsentative und wertvolle 
Angaben geliefert, die von den Regierungen sowie 
auch in Kreisen des Wirtschafts- und Soziallebens 
der sechs Länder allgemein sehr anerkannt wurden. 
Im Verhältnis zu den erzielten Ergebnissen können 
die für die Durchführung der Erhebung aufgewand- 
ten Kosten als minimal betrachtet werden. 

Die sechs vorstehend genannten Erhebungen haben 
die Kenntnis der absoluten Höhe der Arbeitskosten 
sowie der Einkommen der Arbeitnehmer vermittelt, 
allerdings für jedes Bezugsjahr nur für eine be- 
grenzte Zahl von Industriezweigen. Das hat den 
großen Nachteil, daß die Ergebnisse wegen der sich 
von einem Jahr zum anderen vollziehenden erheb- 
lichen Änderungen in den Löhnen und Lohnneben- 
kosten es kaum zulassen, sich einen vollständigen 
Überblick zu verschaffen. 

Da die Aufwendungen der Unternehmen an Löhnen 
und Lohnnebenkosten, wie die Ergebnisse der bis- 
herigen Erhebungen gezeigt haben, in den Mitglied- 
staaten beträchtlichen Veränderungen unterworfen 
sind, können die Angaben — zumindest für einen 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1199/60 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 
vom 16. August 1961, S. 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 
vom 28. Mai 1962, S. 1277/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, S. 2841/62 
") Nr. 3/1961, 3/1962, 1/1963, 2/1964, 5/1964 und 6/1965 


I Zeitraum von mehreren Jahren — nur mit einer 
I gewissen Unsicherheit fortgeschrieben werden. Die 
; überwiegende Zahl der Sachverständigen der Regie- 
rungen und der Statistischen Ämter sowie die Ver- 
treter der Tarifvertragsparteien war sich daher auf 
einer Sitzung am 11. Februar 1966 in Luxemburg 
: über die Notwendigkeit einig, im Jahre 1967 auf der 
I Grundlage der statistischen Auskünfte für das Jahr 
I 1966 eine Erhebung über die Arbeitskosten sowie 
die Arbeiterrealeinkommen durchzuführen; diese 
sollte sich dann auf sämtliche Industriezweige er- 
strecken. 

Die Vertreter der Regierungsstellen sowie der Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbände haben sich 
für 1966 als Bezugsjahr ausgesprochen, weil allein 
I die Arbeitskostenerhebung imstande ist, bestimmte 
I Auskünfte über die nicht periodisch und regelmäßig 
I gezahlten Prämien und Gratifikationen zu liefern. 

: Diese Angaben sind jedoch notwendig, um die Er- 
I gebnisse der mit der Verordnung des Rats Nr. 188/ 

I 64/EWG vom 12. Dezember 1964 gewonnenen An- 
. gaben der für den Monat Oktober 1966 durchzufüh- 
^ renden Erhebung über Struktur und Verteilung der 
Löhne in Industrie und Handwerk sowie im Bau- 
gewerbe zu ergänzen. 

Die Erhebung würde also im Jahre 1967 auf der 
I Grundlage der Rechnungsunterlagen des Jahres 1966 
i unternommen werden; zur Einsparung von Haus- 
1 haltsmitteln und zwecks Entlastung der Unterneh- 
i men sollen nicht alle Unternehmen erschöpfend ein- 
I bezogen werden; vielmehr wird sie als Stichproben- 
I erhebung in Unternehmen durchgeführt, die minde- 
i stens 50 (Großherzogtum Luxemburg: mindestens 
; 20) Arbeitnehmer beschäftigen. Der Stichprobenplan 
wird vom Statistischen Amt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Zusammenarbeit mit den nationalen 
Statistischen Ämtern aufgestellt werden. 

Die beabsichtigte Erhebung würde ins einzelne ge- 
hende statistische Auskünfte über die Lohn- und 
Lohnnebenkosten der Unternehmen sowie ferner 
über die Realeinkommen der Arbeiter aller Indu- 
striezweige erbringen. Es ist vorgesehen, die Er- 
gebnisse dieser Erhebung für die folgenden Jahre 
unter Heranziehung der halbjährlichen harmonisier- 
ten Statistiken über die Bruttostundenverdienste 
fortzuschreiben, bevor sie erst nach einigen Jahren 
j wiederholt würde. 

I Sowohl die Regierungssachverständigen als auch die 
I Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
I bände haben auf der oben genannten Sitzung mit 
Nachdruck darauf gedrungen, daß über die Durch- 
führung dieser Erhebung sobald wie möglich ent- 
schieden würde, damit die in die Stichprobenaus- 
wahl gelangenden Unternehmen so schnell wie mög- 
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lieh die erforderlichen Vorkehrungen zur Erfassung 
der benötigten Angaben treffen und sich auf den 
Fragebogen einstellen und vorbereiten können. 

Zu diesem Zweck legt die Kommission dem Rat den 
beiliegenden Verordnungsentwurf zur Genehmigung 
vor. 

Wie im Artikel 9 dieser Verordnung vorgesehen, 
gehen die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten zu Lasten der in den Haus- 
haltsplänen der Europäischen Gemeinschaften für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. Ausgehend 
von den Erfahrungen mit den bisherigen Erhebun- 
gen können die Gesamtkosten der Erhebung über 
die Löhne in der Industrie mit 400 000 Rechnungs- 
einheiten beziffert werden. 


5 



